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DasSozialwesenboomt
Wachstum Die Zahl der Beschäftigten im Sozialwesen hat in den vergangenen Jahrzehnten überdurchschnittlich

zugenommen – und dasWachstumdürfte weitergehen. Kritiker fordern nunMassnahmen.

Michel Burtscher

Der St.Galler SVP-Nationalrat
Thomas Müller wählt deutliche
Worte, wenn er auf die Entwick­
lung im Sozialwesen angespro­
chenwird:«Wirmüssenwirklich
aufpassen –esgeht insUferlose.»
Zu viele Stellen seien in dieser
Branche geschaffen worden in
den vergangenen Jahren, das
Sozialwesen habe sich zu einer
Industrie entwickelt.

Tatsächlich arbeiten immer
mehrPersonen imSozialbereich:
Die Zahl der sogenannten Voll­
zeitäquivalente – also wenn die
Teilzeitstellen aufVollzeitstellen
hochgerechnet werden – ist zwi­
schen1995und2013von121000
auf 209000 gestiegen, wie For­
scher der Beratungsfirma BSS
Basel und der Hochschule Lu­
zern berechnet haben. Berück­
sichtigtwerdenhierbei nicht nur
Personen mit sozialen Berufen
wie Sozialarbeiter oder Betreu­
ungsfachleute, sondern auch
kaufmännischeAngestellte oder
Köche, die im Sozialbereich
arbeiten.

Überdurchschnittliches
Wachstum

Ein Vergleich mit anderen Bran­
chen zeigt: Dieses Wachstum ist
überdurchschnittlich. Während
die Beschäftigung der ganzen
SchweizerWirtschaft imgleichen
Zeitraumum16Prozent gewach­
sen ist, ist sie imSozialwesenum
73Prozent angestiegen. Diese
Entwicklung ist laut Donat
Knecht,DozentamDepartement
für SozialeArbeit derHochschu­
leLuzern sowieMitautorder Stu­
die, primär dem gesellschaft­
lichenWandel geschuldet.

So leben immer mehr Men­
schen in der Schweiz, und sie
werden gleichzeitig immer älter.
Damit steigt derBedarf nachBe­
treuerinnenundBetreuern. Laut
Knecht sind zudem immermehr
Menschen den Anforderungen
der heutigen Arbeitswelt nicht
mehr gewachsen. Sie seien dar­
um öfters auf die Unterstützung
des Sozialstaats angewiesen.
Schliesslich hat sich in den ver­
gangenen Jahrzehnten auch das
Rollenverständnis vonMannund
Frau verändert – was dazu führt,
dass fürdieVereinbarkeit vonFa­

milie undBerufmehrPersonal in
denKindertagesstätten benötigt
wird. «Das ist eine Entwicklung,
die von der Politik so gewollt ist
und finanziell gefördert wird»,
betontMonikaWeder, Präsiden­
tin von Savoir Social, der Dach­
organisation der Arbeitswelt
Soziales. Tatsächlich ist es ein
Ziel derFachkräfte­Initiativedes
Bundes, mehr Frauen in den
Arbeitsmarkt zu integrieren.Die
familienergänzende Kinderbe­
treuung hat er bishermitmehre­
ren hundert Millionen Franken
unterstützt.

Kritikvonrechts
anbisherigerPolitik

ImVergleichzuanderenLändern
wird das Sozialwesen in der
Schweiz zwar stark von privaten
Trägern dominiert, wie Knecht
betont. Trotzdem kommt das
Geld dafür mehrheitlich von der
öffentlichen Hand. Wenn die
Zahl der Beschäftigten steigt,
nehmen fürdie Steuerzahler also
auch die Kosten zu. Das führt zu
politischen Diskussionen, denn
einEndedesWachstums ist nicht
in Sicht. «Wenn alle Einflussfak­
toren gleich bleiben, wird die
ZahlderBeschäftigtenweiterhin
stark zunehmen», sagtKnecht. Je
nach Szenario steigt die Zahl der
Vollzeitäquivalente laut denFor­
schern bis 2030 auf zwischen
292000 und 343000 (siehe
Grafik).EinFachkräftemangel sei
absehbar, sagt Knecht.

Nationalrat Thomas Müller
betont, dass das Wachstum im
Sozialwesen gebremst werden
müsse. Wie das geschehen soll,
ist für den SVP-Politiker klar:
«GeldentziehenunddieZahlder
Stellenbegrenzen.»Auch imSo­
zialwesenzeige sichdieTendenz,
dass sich der Staat immer mehr
in persönliche Angelegenheiten
derBürgereinmische,findetMül­
ler.Was hältman in der Branche
von solchen Forderungen? «Ob
das Wachstum begrenzt werden
muss, ist eine gesellschaftliche
und politische Frage», sagt Mo­
nikaWederdiplomatisch. Sie be­
tont aber: «Gegendiedemografi­
sche Entwicklung kommt man
nichtan–undeinLeistungsabbau
imSozialwesenwäre schadeund
wirtschaftlichgesehenauchnicht
nachhaltig.»

Prognosen zur Beschäftigung im Sozialbereich
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Visaabteilung inTeheran unterVerdacht
Einreiseerlaubnis Lokale Angestellte der Schweizer Botschaft im Iran sollen Termine für die Visavergabe verkauft haben. Der

Verdacht liess sich nicht erhärten. Andere Schengen­Mitgliedsstaaten sindmit denselben Problemen konfrontiert.

Noch nie stellte die Schweizer
Botschaft im Iran so viele Visa
auswie2016.UnddasWachstum
setzt sich fort: Allein im ersten
Quartal des laufenden Jahresver­
doppelte sich die Zahl derAnträ­
ge für Schengen­Visa gegenüber
dem Vorjahr, bei den Touristen­
Visa vervierfachte sich diese so­
gar. Das zeigen neue Zahlen des
Aussendepartements (EDA).
Gleichzeitig gab es auch mehr
Fälle von Visa­Missbrauch. Die
Schweizer Vertretung im Iran
stellte eine deutliche Zunahme
der Anträge mit gefälschten Be­
legen und des Visa­Shoppings
fest.Dabei geht es umPersonen,
deneneinSchengen­Staat einVi­
sum verweigert hat und die es

über ein anderes Mitgliedsland
nochmals versuchen. Im ersten
Quartal 2017 war die Verweige­
rungsquotemit 19,3 Prozent laut
demEDAdennauchmarkanthö­
her als imVorjahresquartal.

BernerZentrale
gehtVorwürfennach

Mehr noch:GemässRecherchen
unserer Zeitung soll es in der
SchweizerVertretung inTeheran
im Visaprozess zu Regelverstös­
sengekommensein. ImSommer
trennte sich die Botschaft von
zwei lokalenAngestellten, die im
administrativenBereich tätigwa­
ren.DemVernehmennach stand
der Vorwurf im Raum, dass sie
Visatermineverkauft hätten.We­

gen der starken Nachfrage kann
die Buchung lange dauern.

DerVerdacht sei aufgetaucht,
dass es im administrativen Be­
reich in Einzelfällen zu Unregel­
mässigkeiten gekommen sein
soll, bestätigt EDA-Sprecher
Pierre­Alain Eltschinger. Die
Schweizer Vertretung im Iran
habe deshalb wie üblich die Ber­
ner Zentrale informiert, die um­
gehend Abklärungen anOrt und
Stelle eingeleitet habe. Ein Mit­
arbeiter der konsularischen Di­
rektion reiste im Juni in die irani­
sche Hauptstadt und klärte die
Vorwürfe ab. Der Verdacht liess
sichnichtmit konkretenAnhalts­
punkten erhärten. Es zeigte sich
aber, dass andere Vertretungen

von Schengen­Mitgliedsländern
imIranmit gleichartigenVorwür­
fen konfrontiert sind, ohne dass
handfesteBeweisevorliegen.Das
Nachrichtenmagazin «Der Spie­
gel» berichtete 2015, dass in der
deutschenBotschaftVisatermine
verkauft worden sein sollen.

Die Schweizer Botschaft hat
alle involviertenMitarbeitenden
an ihre Pflichten und mögliche
Konsequenzen erinnert. Aus
rechtlichenGründenäussert sich
das EDA nicht zu einzelnen Per­
sonalentscheiden. Es bestätigt
nur, dassdieSchweizerBotschaft
diebefristetenVerträgevonzwei
lokalenAngestelltennichtverlän­
gert habe. Bis zum Ablauf des
Arbeitsvertrages erhalten diese

weiterhin ihren Lohn. Einen Zu­
sammenhang mit dem erwähn­
ten Anfangsverdacht bestreitet
das EDA. Die Nichterneuerung
sei Teil eines «administrativen
Prozesses».

DieVisa selber stellt geschul­
tes Schweizer Konsularpersonal
aus. «Hier kam nie auch nur der
Verdacht auf Unregelmässigkei­
ten auf», sagt EDA-SprecherElt­
schinger. Für administrativeAuf­
gaben wie die Terminvergabe
oder Telefonauskünfte beschäf­
tigt die Botschaft auch lokales
Personal. SchweizTourismus för­
dert den iranischenMarkt seit ei­
niger Zeit aktiv. Wegen der star­
ken Zunahme der Nachfrage
nimmt die Schweizer Vertretung

in Teheran Gesuche für Touris­
tenvisa seit einigenMonatennur
noch entgegen, wenn sie über
fünf iranische Reiseagenturen
eingereicht werden. Dies soll ei­
neneffizienterenVisaprozess er­
möglichen.Eshandelt sichumei­
nen Test.

InderVergangenheitmachte
das Aussendepartement mit ex­
ternenPartnernnicht immergute
Erfahrungen. 2006 flog in der
Schweizer Botschaft in Pakistan
einHandelmitVisa auf.Auch lo­
kale Reiseorganisationen sollen
darin verwickelt gewesen sein.
Das EDA schloss die Visaabtei­
lung für einigeMonate.

Tobias Gafafer

Für die Betreuung von Kindern wird immer mehr Personal benötigt. Bild: Gaëtan Bally/KEY (Zürich, 8. Juni 2011)

«Gegendie
demografische
Entwicklung
kommtman
nicht an.»

MonikaWeder
Savoir Social, Dachorganisation
der Arbeitswelt Soziales

Mindestens
eine Frau geht
ins Rennen

Burkhalter-Nachfolge Die
Waadtländer FDP-Nationalrätin
Isabelle Moret will Bundesrätin
werden. Sie geht davon aus, dass
sich Staatsrätin Jacqueline de
Quattro, ebenfalls ausderWaadt,
nun zurückziehenwird, und hält
ein Zweierticket mit einem Tes­
siner und einer Frau für erfolg­
versprechend. De Quattro hatte
sicham22. Juli ins Spiel gebracht,
aber angekündigt, Moret den
Vortritt zu lassen.Bestätigt ist der
Verzicht jedochnicht.DeQuattro
wargestern für eineStellungnah­
me nicht erreichbar.

«Fürmichwarbaldklar, dass
ich dieses Amt gerne überneh­
men würde», sagte Moret im
Interviewmitder«Sonntags­Zei­
tung». Sie habe aber vor Be­
kanntgabe ihrer Kandidaturwis­
sen müssen, dass sie genügend
Unterstützung in der Kantonal­
partei habe. Zudem hätte sie es
sich nochmals überlegt, falls die
Tessiner FDP eine Frau ins Ren­
nen geschickt hätte. Die 46­jäh­
rige Anwältin hatte ihr Interesse
am Samstag im Westschweizer
FernsehenRTSbekanntgegeben.

«EineMutter imBundesrat
tätedochgut»

Moret sitzt seit 2006 im Natio­
nalrat. Sie istMitgliedder staats­
politischenKommission undder
Kommission für soziale Sicher­
heit und Gesundheit. Seit 2016
präsidiert sie den Spitalverband
H+. Zudemwar sie von 2006bis
2016 Vizepräsidentin der FDP
Schweiz. Moret lebt von ihrem
Mann getrennt. Die beiden ha­
ben zwei Kinder im Alter von elf
und sieben Jahren.

Die Frauenfrage scheintMo­
ret eherunangenehmzusein. Ihr
Geschlecht könnte «eher ein
Handicap sein» in der Bundes­
versammlung − bis heute hätten
Frauen auf einem Mann­Frau­
Zweierticket immer den Kürze­
ren gezogen. «Ichwünschtemir,
wegenmeinerKompetenzenund
nichtwegenmeinesGeschlechts
gewählt zu werden», sagte sie
gegenüber der Zeitung «Le Ma­
tin Dimanche». Einen Vorteil
sieht sie aberdoch:«EineMutter
imBundesrat täte doch gut!»

Bis anhin ist derTessinerNa­
tionalrat Ignazio Cassis der ein­
zige offizielle Kandidat für die
NachfolgevonDidierBurkhalter.
Seine Kantonalpartei hat ihn am
1. August nominiert. (sda)
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